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Geringfügig Beschäftigte bei der BVA 

 
 

Mit dem Sozialrechtsänderungsgesetz 2005 (BGBl. I 71/2005) wurden Versicherte, deren 

Beitragsgrundlage unter der Geringfügigkeitsgrenze liegt, mit Wirkung ab dem 1.1.2006 als 

Unfallversicherte in den Verwaltungsbereich der BVA übernommen. 

 

Geringfügig beschäftigte Vertragsbedienstete sind daher nicht mehr bei der GKK 

anzumelden, sondern bei der BVA. 

Aktuell geringfügig beschäftigte VB-Neu sind zur BVA umzumelden. 

 

Geringfügig Beschäftigte sind bei der BVA vom Dienstgeber nur als unfallversichert 

anzumelden. 

Bei Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze aufgrund mehrerer BVA-Versicherungen wird 

durch die BVA nachträglich eine Kranken- bzw. gegebenenfalls Pensionsversicherung 

festgestellt. Dies ist jedoch für den Dienstgeber nicht relevant und führt zu keinen Melde- 

oder Beitragspflichten für den Dienstgeber. 

 

Die Geringfügigkeitsgrenze gilt nicht nur für Vertragsbedienstete, sondern auch für aktive 

Beamte und Mandatare.  

Pensionisten bleiben auch bei einer Beitragsgrundlage unter der Geringfügigkeitsgrenze 

krankenversichert. 

 

Für Versicherte, deren Beitragsgrundlage über der Geringfügigkeitsgrenze liegt, ergeben 

sich hinsichtlich der Pflichtversicherung bzw. der Melde- und Beitragspflichten des 

Dienstgebers keine Änderungen. 

 

 

Im Folgenden werden die melde-, versicherungs- und beitragsrechtlichen Regelungen für die 

Verwaltung der geringfügig Beschäftigten beschrieben.  

Die Neuregelung tritt mit 1.1.2006 in Kraft. 
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1. Versicherungspflicht für geringfügig Beschäftigte 

 

a. Aktive Beamte, VB-Neu, Mandatare 

Liegt bei einem Versicherten die monatliche Beitragsgrundlage unter der 

Geringfügigkeitsgrenze, ist dieser nur in der Unfallversicherung versichert. Liegt 

die Beitragsgrundlage über der Geringfügigkeitsgrenze, besteht eine 

Versicherung in der Kranken- und Unfallversicherung, bei Vertragsbediensteten-

Neu (Arbeitnehmern der Universitäten) auch in der Pensionsversicherung. 

Die Beitragsgrundlage ist dabei nach den für die jeweilige Versichertengruppe 

geltenden Bestimmungen zu ermitteln. 

 

Besteht die Versicherung nicht über den gesamten Monat ist immer auch eine 

tägliche Geringfügigkeitsgrenze zu beachten. Unterschreitet in einem solchen 

Monat die monatliche Beitragsgrundlage die Geringfügigkeitsgrenze, so besteht 

dennoch eine Vollversicherung, wenn die durchschnittliche tägliche 

Beitragsgrundlage die Geringfügigkeitsgrenze überschreitet. 

 

Die für 2006 geltenden Werte für die monatliche bzw. tägliche 

Geringfügigkeitsgrenze werden wir rechtzeitig Ende 2005 bekannt geben. 

 

b. Wegfall der Fallgruppen bei Mandataren 

Neben den Vertragsbediensteten, die nunmehr nicht mehr bei den 

Gebietskrankenkassen, sondern bei der BVA anzumelden sind, hat die 

Neuregelung insbesondere Auswirkungen auf den Bereich der Mandatare.  

 

Das bisherige Schema der Fallgruppen ist nicht mehr zu beachten.  

 

Die einfache Regelung lautet, dass jene Mandatare, deren Entgelt über der 

Geringfügigkeitsgrenze liegt, in der Kranken- und Unfallversicherung versichert 

sind und jene Mandatare, deren Entgelt unter der Geringfügigkeitsgrenze liegt, 

nur in der Unfallversicherung versichert sind. 

 

Bei Mandataren mit schwankendem Entgelt ist wie bisher die Zwölftelregelung zur 

Ermittlung der Beitragsgrundlage und Beurteilung der Pflichtversicherung 

heranzuziehen. 
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Lediglich bei Anmeldung und Beitragsgrundlagennachweis ist die bisherige 

Fallgruppe 2 (bereits als Beamte oder VB bei der BVA versicherte Mandatare) zu 

beachten – siehe unten 3.a.ii. 

 

c. Pensionisten 

Für Pensionisten gilt die Geringfügigkeitsgrenze nicht. Diese sind auch dann 

krankenversichert, wenn die Pensionsleistung die Geringfügigkeitsgrenze nicht 

überschreitet. 

 

d. Gemeinde-/Sprengelärzte 

Betroffen von der Neuregelung sind auch die beamteten Gemeinde- und 

Sprengelärzte in Niederösterreich, Burgenland und Kärnten. Über die Regelung 

der Versicherung für diesen Personenkreis werden wir die betroffenen 

Dienststellen gesondert informieren. 

 

2. Beitragsabfuhr für geringfügig Beschäftigte 
 

a. Vertragsbedienstete bzw. Arbeitnehmer der Universitäten 

 

i. Unfallversicherung: 

Für geringfügig beschäftigte VB und Arbeitnehmer der Universitäten 

sind vom Dienstgeber die normalen Unfallversicherungsbeiträge von 

0,47 % der Beitragsgrundlage laufend zu bezahlen. 

 

ii. Dienstgeberabgabe: 

Ebenso wie im ASVG-Bereich ist vom Dienstgeber eine 

Dienstgeberabgabe an die BVA zu leisten, wenn die Summe der 

monatlichen allgemeinen Beitragsgrundlagen der bei der BVA 

versicherten geringfügig Beschäftigen VB (Arbeitnehmer der 

Universitäten) das  1 ½-fache der Geringfügigkeitsgrenze übersteigt. 

 

Zu beachten ist dabei, dass keine Zusammenrechnung der 

Beitragsgrundlagen von den bei der BVA und von allfälligen bei der 

GKK versicherten geringfügig Beschäftigten erfolgt. Für die 

Beurteilung der Pflicht zur Abführung der Dienstgeberabgabe an die 

BVA sind ausschließlich die bei der BVA angemeldeten geringfügig 

beschäftigten Dienstnehmer zu berücksichtigen. 
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Die BVA-Dienstgeberabgabe beträgt 16,15 % der Summe der 

Beitragsgrundlagen der geringfügig Beschäftigten. 

Die Dienstgeberabgabe ist wahlweise laufend gemeinsam mit den 

regelmäßig abgeführten Beiträgen zu bezahlen oder im nachhinein für 

das gesamte Kalenderjahr bis zum 15.Jänner des Folgejahres 

einzuzahlen. 

 

iii. Mitarbeitervorsorge: 

Die Regelungen über die Mitarbeitervorsorge gelten für geringfügig 

Beschäftigte in gleicher Weise wie für vollversicherte Dienstnehmer. 

Wenn die geringfügig beschäftigten Dienstnehmer MV-pflichtig sind, so 

sind die MV-Beiträge wahlweise entweder regelmäßig monatlich 

gemeinsam mit den übrigen MV-Beiträgen abzuführen oder in einer 

Summe für das gesamte abgelaufene Kalenderjahr bis zum 15.Jänner 

des Folgejahres einzuzahlen. 

Bei jährlicher Zahlungsweise ist zusätzlich ein Betrag in Höhe von 

2,5% des eingezahlten MV-Beitrages abzuführen. Dieser Betrag wird 

gemeinsam mit dem MV-Beitrag von der BVA an die MV-Kasse 

weitergeleitet. 

 

b. Beamte 

Für geringfügig beschäftigte Beamte ist vom Dienstgeber lediglich der normale 

Unfallversicherungsbeitrag von 0,47 % der Beitragsgrundlage laufend zu 

bezahlen. Darüber hinaus fallen keine Versicherungsbeiträge oder Nebenbeiträge 

an. Eine Dienstgeberabgabe ist für geringfügig beschäftigte Beamte nicht zu 

bezahlen. 

 

c. Mandatare 

Für geringfügig beschäftigte Mandatare ist vom Dienstgeber lediglich der bis zum 

31.3. des Jahres fällige pauschale Unfallversicherungsbeitrag zu bezahlen. Es 

fallen keine laufenden Beiträge an. 

Eine Dienstgeberabgabe ist für geringfügig beschäftigte Mandatare nicht zu 

bezahlen. 
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3. Meldeverpflichtungen für die Dienstgeber 
 

a. An-/Ab-/Änderungsmeldung von geringfügig Beschäftigten 

 

i. Beamte und VB-Neu: 

Vom Dienstgeber sind die geringfügig beschäftigten Beamten und  

Vertragsbediensteten als geringfügig Beschäftigte in der  

Unfallversicherung anzumelden. Die entsprechenden Felder - Angabe  

der geringfügigen Beschäftigung  zusätzlich zur Versichertenkategorie  

- sind sowohl in ELDA als auch in den Papierformularen vorgesehen. 

Steigt die Beitragsgrundlage eines als geringfügig Beschäftigter  

angemeldeten Versicherten über die Geringfügigkeitsgrenze, so ist  

dieser mittels Änderungsmeldung als Vollversicherter zu melden.  

In gleicher Weise mittels Änderungsmeldung ist der Abfall der 

Beitragsgrundlage eines Vollversicherten unter die 

Geringfügigkeitsgrenze zu melden. 

 

ii. Mandatare 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung sind nur jene geringfügig  

beschäftigten Mandatare bei der BVA anzumelden, die bereits bei der  

BVA versichert sind (Beamte, Vertragsbedienstete),  

Somit jener Personenkreis, der bisher unter die Fallgruppe 2  

gefallen ist. 

 

Geringfügig beschäftigte Mandatare, die bereits eine ASVG- (GSVG,  

BSVG etc.) Versicherung (frühere Fallgruppe 1) oder keine  

Versicherung haben (frühere Fallgruppe 3) sind nicht anzumelden. 

 

Bitte achten Sie darauf, geringfügig Beschäftigte immer mit der korrekten  

Versichertenkategorie und dem  Zusatz „geringfügig beschäftigt“ und nur in der  

Unfallversicherung anzumelden. 

 

b. Lohnzettel SV (Beitragsgrundlagennachweis) 

Am Beginn des Folgejahres bzw. nach Beendigung des Dienstverhältnisses ist für 

geringfügig Beschäftigte gleich wie für Vollversicherte die Beitragsgrundlage zu 

melden. Dabei ist die Beitragsgrundlage nicht als jene für die Unfallversicherung 
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zu melden, sondern allgemein als BGL für geringfügig Beschäftigte. Ein 

entsprechendes Auswahlfeld im Lohnzettel SV wurde geschaffen. 

 

Zu beachten ist dabei, dass im Lohnzettel SV auch die Sonderzahlung 

anzugeben ist, obwohl von dieser keine Unfallversicherungsbeiträge abgeführt 

werden. 

 

Hat ein Versicherter in einem Kalenderjahr sowohl Zeiten der Vollversicherung als 

auch Zeiten einer geringfügigen Beschäftigung sind getrennte Lohnzettel für die 

Vollversicherung bzw. die geringfügige Beschäftigung zu übermitteln. 

 

i. Mandatare 

Bei Mandataren ist ein Lohnzettel SV nur für jene geringfügig 

beschäftigten Mandatare zu übermitteln, die bei der BVA angemeldet 

wurden (siehe oben 3.a.ii). Als Beitragsgrundlage ist dabei die 

Mandatsentschädigung zu melden. 

Für alle übrigen geringfügig beschäftigten Mandatare ist kein 

Lohnzettel SV zu übermitteln. 

 

c. Beitragsnachweisung 

Die vom Dienstgeber für geringfügig Beschäftigte bezahlten 

Unfallversicherungsbeiträge sind nicht gesondert auszuweisen und sind daher in 

der Beitragsnachweisung gemeinsam mit den sonstigen UV-Beiträgen für die 

jeweilige Versichertengruppe bekannt zu geben. 

 

Wird vom Dienstgeber eine Dienstgeberabgabe bezahlt, so ist diese – 

unabhängig davon, ob sie monatlich oder jährlich bezahlt wird - in der ELDA-

Nachweisung mit der Beitragsart DAG bzw. im Papierformular im dafür 

vorgesehenen Feld anzugeben. 

 

4. An-, Ab- und Veränderungsmeldungen zum 1.1.2006 

 

a. Beamte 

Beamte, deren Beitragsgrundlage unter der Geringfügigkeitsgrenze liegt, sind 

nach den bis 31.12.2005 geltenden Bestimmungen in der Kranken- und 

Unfallversicherung bei der BVA versichert. Ab dem 1.1.2006 besteht nur noch 

eine Unfallversicherung.  
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Dieser Personenkreis ist daher mittels Veränderungsmeldung der BVA als 

geringfügig beschäftigt der BVA zu melden. 

 

b. Mandatare 

Wie bereits oben ausgeführt, sind die bisherigen Fallgruppen hinsichtlich der 

Beitragsabfuhr ab dem 1.1.2006 nicht mehr zu beachten. Jedoch sind Mandatare, 

die der Fallgruppe 2 angehören, auch weiterhin als geringfügig Beschäftigte bei 

der BVA anzumelden und ist für diese auch ein Beitragsgrundlagennachweis zu 

übermitteln. 

 

Für die Mandatare sind daher zum 1.1.2006 folgende An-, Ab- und 

Veränderungsmeldungen durchzuführen: 

 

i. Fallgruppe 1:  

Darunter fallen derzeit jene Mandatare, die bereits eine ASVG, GSVG 

oder BSVG - Versicherung oder einen Versicherungsschutz bei einer 

Krankenfürsorgeeinrichtung haben. Diese sind, wenn ihr Entgelt unter 

der Geringfügigkeitsgrenze liegt, bereits derzeit nur in der 

Unfallversicherung bei der BVA versichert und nicht laufend gemeldet.  

Für Mandatare der Fallgruppe 1 hat keine Meldung zu erfolgen. 

 

ii. Fallgruppe 2: 

Darunter fallen derzeit jene Mandatare, die bereits eine Versicherung 

bei der BVA (z.B. als VB oder Beamter) haben. Zu dieser 

Personengruppe gehörende Mandatare sind derzeit als Mandatare bei 

der BVA zur Kranken- und Unfallversicherung angemeldet. Dieser 

Personenkreis bleibt auch in Zukunft - allerdings nur noch in der 

Unfallversicherung – bei der BVA gemeldet. Am 1.1.2006 zu dieser 

Personengruppe gehörende Mandatare sind daher mit diesem Datum 

mit einer Veränderungsmeldung als geringfügig beschäftigte 

Mandatare umzumelden. 

Mandatare der Fallgruppe 2, die Ihr Mandatat ab dem 1.1.2006 

antreten, sind als geringfügig beschäftigte Mandatare bei der BVA 

anzumelden. 
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iii. Fallgruppe 3: 

Darunter fallen jene Mandatare, die keine eigene Versicherung haben 

(Hausfrauen, Studenten). Zu dieser Personengruppe gehörende 

Mandatare sind derzeit als Mandatare bei der BVA zur Kranken- und 

Unfallversicherung angemeldet. In Zukunft besteht laufend nur noch 

eine Unfallversicherung. Meldungen zu diesem Personenkreis sind 

nach dem 1.1.2006 nicht mehr notwendig. 

Die zu dieser Personengruppe gehörenden Mandatare sind mit 

31.12.2005 abzumelden.   

 

Im Ergebnis sind zukünftig nur jene geringfügig beschäftigten Mandatare bei 

der BVA anzumelden, die bereits als Beamte oder VB bei der BVA versichert 

sind. Zu allen anderen geringfügig beschäftigten Mandataren hat keine 

Meldung zu erfolgen. 

Über der Geringfügigkeitsgrenze liegende Mandatare sind unverändert zur 

Kranken- und Unfallversicherung zu melden. 

 

c. Vertragsbedienstete 

Die gesetzliche Regelung der Übernahme der geringfügig Beschäftigten durch die 

BVA hat keine Übergangsbestimmungen vorgesehen.  

Das bedeutet, dass alle am 31.12.2005 bei den GKKn angemeldeten geringfügig 

beschäftigten Vertragsbediensteten und Arbeitnehmer der Universitäten mit 

diesem Datum bei den GKKn abzumelden sind und mit 1.1.2006 bei der BVA 

anzumelden sind. 

Umzumelden sind dabei nur jene Vertragsbediensteten, die im Falle einer 

Vollversicherung bei der BVA versichert wären. Das heißt Bundes-VB mit 

Dienstantritt ab dem 1.1.1999 und Landes-/Gemeinde-VB mit Dienstantritt ab 

dem 1.1.2001. 

Nach Möglichkeit ersuchen wir, die Anmeldung bereits deutlich vor dem 1.1.2006 

durchzuführen, um allfällige bei den Gebietskrankenkassen bestehende freiwillige 

Versicherungen möglichst lückenlos bei der BVA fortsetzen zu können. 
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Wegfall der Mindestbeitragsgrundlage 
 
Mit der Einführung der Geringfügigkeitsgrenze im B-KUVG fallen ab dem 1.1.2006 sämtliche 

Bestimmungen über die Mindestbeitragsgrundlage in der Krankenversicherung weg. 

Die Beiträge orientieren sich ab diesem Zeitpunkt immer am tatsächlichen beitragspflichtigen 

Entgelt. 

 

Obwohl die Geringfügigkeitsgrenze nur für aktive Dienstnehmer und Mandatare gilt, fällt die 

Mindestbeitragsgrundlage für alle Versicherten weg. Somit ist auch bei Pensionisten, deren 

Pension unter der früheren Mindestbeitragsgrundlage liegt, nur mehr der Pensionsbezug als 

Beitragsgrundlage heranzuziehen. 

 

 

 

Beitragsnachweisungen – Neue Beitragsarten 
 

1. Neue Beitragsart – Dienstgeberabgabe 
Für die Nachweisung der BVA-Dienstgeberabgabe für geringfügig Beschäftigte  

wurde für ELDA-Beitragsnachweisungen eine neue Beitragsart „DAG“. 

Im Papierformular für Beitragsnachweisungen wurde eine eigene Zeile vorgesehen. 

 

2. Trennung KV-Beiträge für Pensionisten 
Bisher waren die Krankenversicherungsbeiträge für pensionierte Beamte und 

Mandatare auf der Beitragsnachweisung in einer Summe auszuweisen. 

Mit Wirkung ab 1.1.2006 sind diese Beiträge getrennt auf der Beitragsnachweisung 

anzuführen. 

Für ELDA-Beitragsnachweisungen werden die Beitragsarten „KPB“ (KV pensionierte 

Beamte) und „KPM“ (KV pensionierte Mandatare) neu eingeführt. 

Die bisherige Beitragsart „KP“ fällt weg. 

 

Auch im Papierformular für Beitragsnachweisungen werden für die beiden Beiträge in 

Zukunft getrennte Zeilen vorgesehen. 
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Mitarbeitervorsorge – Zuweisung einer MV-

Kasse 
Für MV-pflichtige Versicherte der BVA wird der MV-Beitrag von der BVA eingehoben und an 

die vom Arbeitgeber ausgewählte Mitarbeitervorsorgekasse (MV-Kasse) weitergleitet.  

 

Die Information, welche MV-Kasse der Dienstgeber ausgewählt hat, erhält die BVA mittels 

einer Meldung der Dienststellennummer des Dienstgebers durch die zuständige MV-Kasse 

an den Hauptverband der Sozialversicherungsträger und die BVA. Erst nach Einlangen 

dieser Meldung können die vom Dienstgeber eingezahlten MV-Beiträge an die MV-Kasse 

weitergeleitet werden. 

Zu beachten ist, dass eine Meldung an die BVA von Seiten des Dienstgebers über den 

Abschluss eines Vertrages nicht ausreichend ist. Erst nach der Information durch die MV-

Kasse können die Beiträge weitergeleitet werden. 

 

In jenen Fällen, in denen noch keine derartige Meldung über die Auswahl einer MV-Kasse 

bei der BVA eingelangt ist, müssen die eingezahlten Beiträge bei der BVA „zwischengeparkt“ 

werden. Durch den geringeren Veranlagungserlös können dem Dienstnehmer eventuell 

finanzielle Nachteile entstehen. 

 

Im Bereich der BVA ist zu etlichen Dienstgebern, die MV-Beiträge einzahlen noch keine 

elektronische Meldung einer MV-Kasse über den Abschluss eines Vertrages eingelangt. 

 

Dies kann unterschiedliche Gründe haben: 

Wurde bereits ein Vertrag mit einer MV-Kasse abgeschlossen, so kann die fehlende 

Meldung durch die MV-Kasse daran liegen, dass bei Vertragsabschluss die BVA-

Dienststellennummer vom Dienstgeber nicht im Vertrag angegeben wurde. In diesem Fall 

konnte die MV-Kasse die Dienststellennummer naturgemäß nicht melden. Eine Weiterleitung 

der Beiträge durch die BVA ist in diesem Fall auch dann nicht möglich, wenn der 

Dienstgeber selbst den Vertragsschluss an die BVA gemeldet hat. 

 

In der Mehrzahl der Fälle, in denen noch kein MV-Vertrag gemeldet wurde, wurde vom 

Dienstgeber noch kein Vertrag abgeschlossen.  

Um die dadurch entstehenden Nachteile für die Dienstnehmer hinanzuhalten, wurde nun mit 

Wirksamkeit ab 1.7.2005 ein gesetzliches Zuweisungsverfahren verankert. 
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Dieses gesetzliche Zuweisungsverfahren bedeutet, dass dem Dienstgeber eine MV-Kasse 

durch den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger zugeordnet wird, 

wenn der Dienstgeber innerhalb von sechs Monaten nach der erstmaligen Anmeldung eines 

Beschäftigten zum BMVG keinen Vertrag mit einer MV-Kasse abgeschlossen hat. 

Um das Zuweisungsverfahren zu vermeiden, empfehlen wir allen Dienstgebern, die noch 

keine MV-Kasse gewählt haben, umgehend eine solche auszusuchen. 

 

Über die Einleitung eines Zuweisungsverfahrens wird der betroffene Dienstgeber schriftlich 

informiert und aufgefordert, binnen drei Monaten eine MV-Kasse auszuwählen. Verstreicht 

diese Frist ungenutzt, wird dem Dienstgeber eine MV-Kasse zugeordnet und der 

Beitrittsvertrag kommt ex lege zustande. 

 

In der nächsten Zeit werden wir sämtliche Dienstgeber, die MV-Beiträge einzahlen, für die 

jedoch noch kein Vertragsschluss gemeldet wurde, informieren.  

 

Liegt bereits ein Vertrag mit einer MV-Kasse vor, so ersuchen wir zu prüfen, ob der MV-

Kasse die BVA-Dienststellennummer mitgeteilt wurde. Wurde dies verabsäumt, nehmen Sie 

bitte mit der MV-Kasse Kontakt auf und geben Ihre Dienststellennummer nachträglich 

bekannt.  

Ihre BVA-Dienststellennummer ist auf dem das Zuweisungsverfahren einleitenden 

Informationsschreiben angegeben. 

 

 

 

 

e-card – kein Serviceentgelt für BVA-

Versicherte 

 
Im Laufe dieses Jahres erhalten alle sozialversicherten Personen österreichweit die e-card. 

Um Unklarheiten zu vermeiden weisen wir darauf hin, dass Versicherte der BVA für die e-

card kein Serviceentgelt zu entrichten haben. 

Seitens der BVA-Dienstgeber sind somit keine Vorkehrungen zur Einhebung des 

Serviceentgelts von den bei der BVA versicherten Dienstnehmern zu treffen. 

 


